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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

 

Die Verfassungsbeschwerden sind nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins 

insoweit unbegründet, als die gesetzlichen Vorschriften, die die Beschwerdeführerinnen 

der Mitgliedschaft in der Industrie- und Handelskammer unterwerfen und ihnen die 

Verpflichtung auferlegen, durch Beiträge an der Deckung der Kosten der 

Kammertätigkeit mitzuwirken, in der Sache weiterhin mit der Verfassung im Einklang 

stehen. Die Verfassungswidrigkeit der mit den Verfassungsbeschwerden mittelbar 

angefochtenen gesetzlichen Vorschriften ergibt sich auch nicht aus einer etwaigen 

Verletzung der den Bundesgesetzgeber treffenden Beobachtungs- und ggf. 

Nachbesserungspflicht.  

 

 

A. 
Sachverhalt 

 

Die Verfassungsbeschwerden richten sich unmittelbar gegen die Heranziehung der 

Beschwerdeführerinnen zu Beiträgen der Industrie- und Handelskammer und gegen 

verwaltungsgerichtliche Entscheidungen, die Rechtsmittel dagegen zurückweisen. 

Mittelbar richten sie sich gegen die Bestimmungen des Gesetzes zur vorläufigen 

Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern vom 18.12.1956 (BGBl I, 

920), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.07.2013 (BGBl I 2749), im Folgenden 

IHKG, die die Beschwerdeführerinnen der Mitgliedschaft in der Industrie- und 

Handelskammer unterwerfen und ihnen die Verpflichtung auferlegen, durch Beiträge an 

der Deckung der Kosten der Kammertätigkeit mitzuwirken (§§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 2 i.V.m. 

Abs. 3 IHKG).  
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§ 1 IHKG lautet: 

(1) Die Industrie- und Handelskammern haben, soweit nicht die Zuständigkeit der 

Organisationen des Handwerks nach Maßgabe des Gesetzes zur Ordnung des 

Handwerks (Handwerksordnung) vom 17. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1411) 

gegeben ist, die Aufgabe, das Gesamtinteresse der ihnen zugehörigen 

Gewerbetreibenden ihres Bezirkes wahrzunehmen, für die Förderung der gewerblichen 

Wirtschaft zu wirken und dabei die wirtschaftlichen Interessen einzelner 

Gewerbezweige oder Betriebe abwägend und ausgleichend zu berücksichtigen; dabei 

obliegt es ihnen insbesondere, durch Vorschläge, Gutachten und Berichte die Behörden 

zu unterstützen und zu beraten sowie für Wahrung von Anstand und Sitte des ehrbaren 

Kaufmanns zu wirken. 

(2) Die Industrie- und Handelskammern können Anlagen und Einrichtungen, die der 

Förderung der gewerblichen Wirtschaft oder einzelner Gewerbezweige dienen, 

begründen, unterhalten und unterstützen sowie Maßnahmen zur Förderung und 

Durchführung der kaufmännischen und gewerblichen Berufsbildung unter Beachtung 

der geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere des Berufsbildungsgesetzes, treffen. 

(3) Den Industrie- und Handelskammern obliegt die Ausstellung von 

Ursprungszeugnissen und anderen dem Wirtschaftsverkehr dienenden 

Bescheinigungen, soweit nicht Rechtsvorschriften diese Aufgaben anderen Stellen 

zuweisen. 

(3a) Die Länder können durch Gesetz den Industrie- und Handelskammern die 

Aufgaben einer einheitlichen Stelle im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

übertragen. Das Gesetz regelt, welche Aufgabenbereiche von der Zuweisung erfasst 

sind. Dabei kann das Gesetz vorsehen, dass die Industrie- und Handelskammern auch 

für nicht Kammerzugehörige tätig werden. Das Gesetz regelt auch die Aufsicht. 

(3b) Die Länder können den Industrie- und Handelskammern durch Gesetz 

ermöglichen, sich an Einrichtungen zu beteiligen, die die Aufgaben einer einheitlichen 

Stelle im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes erfüllen. 

(4) Weitere Aufgaben können den Industrie- und Handelskammern durch Gesetz oder 

Rechtsverordnung übertragen werden. 

(4a) (weggefallen) 

(5) Nicht zu den Aufgaben der Industrie- und Handelskammern gehört die 

Wahrnehmung sozialpolitischer und arbeitsrechtlicher Interessen. 
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§ 2 Abs. 1 IHKG lautet: 

Zur Industrie- und Handelskammer gehören, sofern sie zur Gewerbesteuer veranlagt 

sind, natürliche Personen, Handelsgesellschaften, andere Personenmehrheiten und 

juristische Personen des privaten und des öffentlichen Rechts, welche im Bezirk der 

Industrie- und Handelskammer eine Betriebsstätte unterhalten (Kammerzugehörigkeit). 

 

§ 3 Abs. 2, 3 IHKG lautet: 

(2) Die Kosten der Errichtung und der Tätigkeit der Industrie- und Handelskammer 

werden, soweit sie nicht anderweitig gedeckt sind, nach Maßgabe des Wirtschaftsplans 

durch Beiträge der Kammerzugehörigen gemäß einer Beitragsordnung aufgebracht. 

Der Wirtschaftsplan ist jährlich nach den Grundsätzen einer sparsamen und 

wirtschaftlichen Finanzgebarung unter pfleglicher Behandlung der Leistungsfähigkeit 

der Kammerzugehörigen aufzustellen und auszuführen. 

(3) Als Beiträge erhebt die Industrie- und Handelskammer Grundbeiträge und Umlagen. 

Der Grundbeitrag kann gestaffelt werden; dabei sollen insbesondere Art, Umfang und 

Leistungskraft des Gewerbebetriebes berücksichtigt werden. Natürliche Personen und 

Personengesellschaften, die nicht in das Handelsregister eingetragen sind, und 

eingetragene Vereine, wenn nach Art und Umfang ein in kaufmännischer Weise 

eingerichteter Geschäftsbetrieb nicht erforderlich ist, sind vom Beitrag freigestellt, 

soweit ihr Gewerbeertrag nach dem Gewerbesteuergesetz oder soweit für das 

Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag nicht festgesetzt wird, ihr nach dem 

Einkommensteuergesetz ermittelter Gewinn aus Gewerbebetrieb 5 200 Euro nicht 

übersteigt. Die in Satz 3 genannten natürlichen Personen sind, soweit sie in den letzten 

fünf Wirtschaftsjahren vor ihrer Betriebseröffnung weder Einkünfte aus Land- und 

Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstständiger Arbeit erzielt haben, noch an 

einer Kapitalgesellschaft mittelbar oder unmittelbar zu mehr als einem Zehntel beteiligt 

waren, für das Geschäftsjahr einer Industrie- und Handelskammer, in die 

Betriebseröffnung erfolgt, und für das darauf folgende Jahr von der Umlage und vom 

Grundbeitrag sowie für das dritte und vierte Jahr von der Umlage befreit, wenn ihr 

Gewerbeertrag oder Gewinn aus Gewerbebetrieb 25.000 Euro nicht übersteigt. Wenn 

nach dem Stand der zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Wirtschaftssatzung 

vorliegenden Bemessungsgrundlagen zu besorgen ist, dass bei einer Industrie- und 

Handelskammer die Zahl der Beitragspflichtigen, die einen Beitrag entrichten, durch die 

in den Sätzen 3 und 4 genannten Freistellungsregelungen auf weniger als 55 vom 
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Hundert aller ihr zugehörigen Gewerbetreibenden sinkt, kann die Vollversammlung für 

das betreffende Geschäftsjahr eine entsprechende Herabsetzung der dort genannten 

Grenzen für den Gewerbeertrag oder den Gewinn aus Gewerbebetrieb beschließen. 

Wird für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermeßbetrag festgesetzt, ist 

Bemessungsgrundlage für die Umlage der Gewerbeertrag nach dem 

Gewerbesteuergesetz, andernfalls der nach dem Einkommensteuer- oder Körperschaft-

steuergesetz ermittelte Gewinn aus Gewerbebetrieb. Bei natürlichen Personen und bei 

Personengesellschaften ist die Bemessungsgrundlage um einen Freibetrag in Höhe von 

15.340 Euro zu kürzen. Die Kammerzugehörigen sind verpflichtet, der Kammer 

Auskunft über die zur Festsetzung der Beiträge erforderlichen Grundlagen zu geben, 

soweit diese nicht bereits nach § 9 erhoben worden sind; die Kammer ist berechtigt, die 

sich hierauf beziehenden Geschäftsunterlagen einzusehen. Kapitalgesellschaften, 

deren gewerbliche Tätigkeit sich in der Funktion eines persönlich haftenden 

Gesellschafters in nicht mehr als einer Personenhandelsgesellschaft erschöpft, kann 

ein ermäßigter Grundbeitrag eingeräumt werden, sofern beide Gesellschaften 

derselben Kammer zugehören. Gleiches gilt für Gesellschaften mit Sitz im Bezirk der 

Kammer, deren sämtliche Anteile von einem im Handelsregister eingetragenen 

Unternehmen mit Sitz in derselben Kammer gehalten werden. 

 

1. Verfahren 1 BvR 1106/13 
 

Die Verfassungsbeschwerde der Die W. GmbH wendet sich gegen einen 

Beitragsbescheid der Industrie- und Handelskammer Kassel vom 12.03.2010 und die 

Entscheidungen das Verwaltungsgerichts Kassel vom 20.04.2012 (Az. 3 K 1741/10.KS) 

und des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom 05.02.2012 (Az. 8 A 1190/12.Z), mit 

denen die Klage gegen den Beitragsbescheid zurückgewiesen wurde.  

 

Die Beschwerdeführerin, eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, betätigt sich im 

Bezirk der IHK Kassel als Reiseveranstalter mit einem Reisbüro. Sie wurde mit 

Beitragsbescheid vom 12.03.2010 zu einem vorläufigen Kammerbeitrag für das 

Kalenderjahr 2010 in Höhe von 200,00 € herangezogen. Die hiergegen erhobene Klage 

hat das Verwaltungsgericht Kassel abgewiesen. Zur Begründung führt das Gericht aus, 

die Pflichtmitgliedschaft in der Kammer verstoße nicht gegen Art. 2 Abs. 1 GG. Die 

tatsächlichen und rechtlichen Bedingungen hätten sich seit der Entscheidung des 
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Bundesverfassungsgerichts vom 07.12.2001 (Az. 1 BvR 1806/98) nicht geändert. Im 

Gegenteil komme den Aufgaben der Kammern aufgrund der immer komplexer 

werdenden wirtschaftlichen Verhältnisse mit zunehmender internationaler Ausrichtung 

eine wichtige Bedeutung zu. Ein Verstoß gegen Art. 9 Abs. 1 GG sei nicht ersichtlich, 

da schon der Schutzbereich dieses Grundrechts nicht betroffen sei. Demokratische 

Defizite bei der Wahl der Organe der Kammern seien nicht festzustellen. Ein Verstoß 

gegen die Niederlassungsfreiheit nach Art. 49 ff. AEUV liege ebenfalls nicht vor, da 

ausländische und inländische Unternehmen lediglich gleich behandelt würden. Der 

Beitragsbescheid erweise sich schließlich auch der Höhe nach als rechtmäßig. Den 

Antrag auf Zulassung der Berufung hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof mit 

Beschluss vom 05.02.2013 (Az. 8 A 1190/12.Z) abgelehnt.  

 

In ihrer Verfassungsbeschwerde vertritt die Beschwerdeführerin die Auffassung, dass 

die Zwangsmitgliedschaft in der IHK verfassungswidrig sei. 

 

1. Insbesondere sei der Gesetzgeber seiner Pflicht nicht nachgekommen, zu prüfen, 

ob die Voraussetzungen für eine öffentlich-rechtliche Zwangskorporation noch 

bestehen. Seit der letzten Befassung des Gesetzgebers mit der Pflichtmitgliedschaft 

im Jahre 1998 hätten sich die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen wesentlich geändert. 

2. Art. 2 Abs. 1 bzw. Art. 9 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 2; 28 Abs. 1 GG seien verletzt, weil 

die Pflichtmitgliedschaft in der Industrie- und Handelskammer unverhältnismäßig 

sei. U. a. seien Organe der Industrie- und Handelskammern nicht ausreichend 

demokratisch legitimiert. Die Aufgaben und Handlungsbefugnisse der Organe seien 

einfachrechtlich nicht ausreichend geregelt. Es fehle eine staatliche Fachaufsicht. 

Die Wahlen widersprächen dem Demokratieprinzip. Außerdem habe der 

Gesetzgeber nicht sichergestellt, dass Beschlüsse innerhalb der Kammern nicht 

einzelne Interessen bevorzugen. 

3. Art. 3 Abs. 1 GG sei verletzt, da es kein „Gesamtinteresse“ aller Unternehmer gebe, 

wie es § 1 Abs. 1 IHKG aber voraussetzt. 

4. Art. 9 Abs. 1 GG sei verletzt. Zum einen habe sich die Rechtsmeinung hinsichtlich 

einer Eröffnung des Schutzbereichs dieses Grundrechts fortentwickelt. Zum andern 

habe sich die Verbändelandschaft geändert und würden die Kammern zunehmend 
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gewerbliche Aktivitäten als Konkurrenten für Verbände und gewerbliche 

Unternehmer entfalten. 

5. Art. 4 Abs. 1 GG, Art. 5 Abs. 1 GG und Art. 1 Abs. 1 GG seien durch die 

Pflichtmitgliedschaft ebenfalls verletzt. 

6. Die Fachgerichte hätten ein Vorabentscheidungsverfahren beim Europäischen 

Gerichtshof einleiten bzw. die Berufung zulassen müssen, damit im Ergebnis das 

Bundesverwaltungsgericht die Rechtsfragen dem EuGH vorlegt. 

 

 

2. Verfahren 1 BvR 2222/12 
 

Die Verfassungsbeschwerde der A. GmbH wendet sich gegen einen Beitragsbescheid 

der Industrie- und Handelskammer Schwaben vom 27.02.2009 und die Entscheidungen 

das Verwaltungsgerichts Augsburg vom 05.05.2011 (Az. Au 2 K 09.743) und des 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 30.07.2012 (Az. 22 ZB 11.1518) und 

11.09.2012 (Az. 22 ZB 12.1843), mit denen die Klage gegen den Beitragsbescheid 

zurückgewiesen wurde.  

 

Die Beschwerdeführerin, eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, betätigt sich im 

Bezirk der IHK Schwaben mit dem Vertrieb von Sonderaufbauten für Nutzfahrzeuge. 

Sie ist Mitglied der IHK Schwaben. Sie wurde mit Beitragsbescheid vom 27.02.2009 zu 

Kammerbeiträgen für die Kalenderjahre 2006, 2007 und 2009 in Höhe von 189,30 € 

herangezogen. Die hiergegen erhobene Klage hat das Verwaltungsgericht Augsburg 

abgewiesen. Die Pflichtmitgliedschaft nach § 2 Abs. 1 IHKG verstoße nicht gegen 

höherrangiges Recht. Die Bedenken gegen die Grundsätze der Wahl zur 

Vollversammlung hielt das erstinstanzliche Gericht für unbegründet. Die 

Pflichtmitgliedschaft eines in Deutschland ansässigen Gewerbetreibenden in einer 

deutschen IHK sei auch im Hinblick auf das Recht der Europäischen Union 

unbedenklich. Der Gesetzgeber sei seiner ständigen Prüfpflicht, ob die 

Voraussetzungen für eine öffentlich-rechtliche Zwangskorporation noch bestehen, 

dadurch nachgekommen, dass er Berichte der Bundesregierung gegenüber dem 

Bundestag zur Pflichtmitgliedschaft vom 29.05.2002 und 28.05.2004 entgegen 

genommen habe. Die Höhe des Mitgliedsbeitrages sei ebenfalls nicht zu beanstanden. 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat den Antrag auf Zulassung der Berufung mit 
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Beschluss vom 30.07.2012 abgelehnt. Die Klägerin habe keinen Wandel in den 

tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen dargelegt, der eine Abweichung von der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Pflichtmitgliedschaft rechtfertige. 

Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit der Entscheidung würden sich auch nicht aus den 

von der Klägerin dargelegten rechtlichen Veränderungen im europäischen 

Gemeinschaftsrecht ergeben. Die von der Klägerin erhobene Anhörungsrüge hat der 

Bayerische Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 11.09.2012 zurückgewiesen, da 

kein Gehörsverstoß ersichtlich sei.  

 

B. 
Rechtliche Würdigung 

 

Die Verfassungsbeschwerden sind nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins 

unbegründet, soweit die Verfassungswidrigkeit der §§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 

IHKG geltend gemacht wird.  

 

1. Art. 9 Abs. 1 GG – Vereinigungsfreiheit 
 

Die von § 2 Abs. 1 IHKG normierte Pflichtmitgliedschaft in der Industrie- und 

Handelskammer verletzt die Beschwerdeführerinnen nicht in ihren Grundrechten aus 

Art. 9 Abs. 1 GG. 

 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist der 

Schutzbereich der aus Art. 9 Abs. 1 GG abgeleiteten negativen Vereinigungsfreiheit 

durch die gesetzlich angeordnete Eingliederung in eine öffentlich-rechtliche 

Körperschaft nicht berührt. Der Schutz der Vereinigungsfreiheit greife ein, wenn es um 

einen privatrechtlichen Zusammenschluss natürlicher oder juristischer Personen geht, 

der auf Dauer angelegt ist, auf der Basis der Freiwilligkeit erfolgt, zur Verfolgung eines 

gemeinsamen Zwecks konstituiert ist und eine organisierte Willensbildung aufweist. 

Vereinigungen, die ihre Entstehung und ihren Bestand nicht grundrechtsinitiierter 

Freiwilligkeit verdanken – wie die Industrie- und Handelskammern -, unterfielen daher 

von vornherein nicht dem Vereinsbegriff. Dies werde insbesondere durch die 

Entstehungsgeschichte der Grundgesetznorm deutlich. 
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Vgl. BVerfGE 10, 89, 102; 10, 354, 361 f.; 15, 235, 239; 38, 281, 297; BVerfG, 

Beschluss vom 07.12.2001, Az. 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 336; Kluth, NVwZ 

2002, 298, 299 m.w.N. 

 

Als Prüfungsmaßstab für den Schutz gegen öffentlich-rechtliche Zwangskorporationen 

zieht das Bundesverfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung Art. 2 Abs. 1 GG 

heran. Diese Vorschrift stelle ein hinreichendes Instrument zur Abwehr unnötiger 

Pflichtverbände dar und erlaube damit auch, dem Prinzip der freien sozialen 

Gruppenbildung, das Art. 9 Abs. 1 GG zu Grunde liegt, gerecht zu werden. Zugleich 

lasse dieser Prüfungsmaßstab dem Staat genügend Gestaltungsfreiheit, damit er seine 

Aufgaben angemessen wahrnehmen kann. 

 

Vgl. BVerfGE 38, 281, 298; BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 

2002, 335, 336 

 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins ist an dieser verfassungsrechtlichen 

Einschätzung festzuhalten. 

 

 

2. Art. 2 Abs. 1 GG – Allgemeine Handlungsfreiheit 
 

Die in § 2 Abs. 1 IHKG angeordnete Pflichtmitgliedschaft in den Industrie- und 

Handelskammern als solche verletzt die Beschwerdeführerinnen nicht in ihrem 

Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG. 

 

Prüfungsmaßstab für den Schutz gegen die Inanspruchnahme als Mitglied einer 

Zwangskorporation ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

Art. 2 Abs. 1 GG. Die Zwangsmitgliedschaft in den Industrie- und Handelskammern 

stellt grundsätzlich einen Eingriff in das Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit 

dar. 

 

Vgl. BVerfGE 38, 281, 301 f.; BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, 

NVwZ 2002, 335, 336; OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10 
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Zwangsverbände sind nur zulässig, wenn sie öffentlichen Aufgaben dienen und ihre 

Errichtung, gemessen an diesen Aufgaben, verhältnismäßig ist. Das bedeutet, dass die 

Zwangsmitgliedschaft zur Erreichung des vom Gesetzgeber erstrebten Zieles geeignet, 

aber auch erforderlich sein muss, d.h. dass das Ziel nicht auf eine andere, den 

Einzelnen weniger belastende Weise ebenso gut erreicht werden kann, und dass 

schließlich das Maß der den Einzelnen durch seine Pflichtzugehörigkeit treffenden 

Belastung noch in einem vernünftigen Verhältnis zu den ihm und der Allgemeinheit 

erwachsenden Vorteilen steht. 

 

Vgl. BVerfGE 15, 235, 242 f.; 38, 281, 302; BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 

1806/98, NVwZ 2002, 335, 336;  

 

In den vorgenannten Entscheidungen hat das Bundesverfassungsgericht im Ergebnis 

stets die Verfassungsmäßigkeit der Pflichtmitgliedschaft bejaht. Die auf § 31 BVerfGG 

beruhende und mit Gesetzeskraft ausgestattete Bindungswirkung von Entscheidungen 

des Bundesverfassungsgerichts in Verfahren einer gerichtlichen Vorlage nach Art. 100 

Abs. 1 GG oder einer Verfassungsbeschwerde steht einer erneuten Vorlage oder 

Verfassungsbeschwerde nicht entgegen, wenn in der Zwischenzeit in rechtlicher oder 

tatsächlicher Hinsicht ein bedeutsamer Wandel eingetreten ist. 

 

BVerfGE 39, 169, 181 ff; 70 242, 249 f.; 82, 198, 205 f.; Kluth, NVwZ 2002, 298 

 

2.1. Legitime öffentliche Aufgaben 
 

Voraussetzung für die Errichtung eines öffentlich-rechtlichen Verbandes mit 

Zwangsmitgliedschaft ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 

dass der Verband legitime öffentliche Aufgaben erfüllt. Damit sind Aufgaben gemeint, 

an deren Erfüllung ein gesteigertes Interesse der Gemeinschaft besteht, die aber weder 

allein im Wege privater Initiative wirksam wahrgenommen werden können noch zu den 

im engeren Sinn staatlichen Aufgaben zählen, die der Staat selbst durch seine 

Behörden wahrnehmen muss. Bei der Einschätzung, ob diese Voraussetzungen 

vorliegen, komme dem Staat ein weites Ermessen zu. 
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Vgl. BVerfGE 10, 89, 102; 15, 235, 241; 38, 281, 299; BVerfG, Beschluss vom 

07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 336; SächsOVG, Beschluss vom 

16.04.2008 – 5 B 49/07, SächsVBl. 2008, 191,192 

 

2.1.1. Bestimmtheit der Aufgabenbeschreibung 
 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins bestehen gegen die Bestimmtheit der 

Aufgabenbeschreibung in § 1 IHKG keine durchgreifenden Bedenken. 

 

Das Bestimmtheitsgebot gebietet, dass eine gesetzliche Ermächtigung der Exekutive 

zur Vornahme von Verwaltungsakten nach Inhalt, Zweck und Ausmaß hinreichend 

bestimmt und begrenzt ist, so dass das Handeln der Verwaltung messbar und in 

gewissem Ausmaß für den Staatsbürger voraussehbar und berechenbar wird. 

 

BVerfGE 56, 1, 12; 108, 52, 75; 110, 33, 53 f. 

 

Die Anforderungen des Bestimmtheitsgebots wachsen mit der Intensität der 

Einwirkungen auf die Regelungsadressaten. 

 

BVerfGE 102, 254, 337 

 

Nach § 1 Abs. 1 IHKG haben die Industrie- und Handelskammern, soweit nicht die 

Zuständigkeit der Organisationen des Handwerks nach Maßgabe der 

Handwerksordnung gegeben ist, die Aufgabe, das Gesamtinteresse der ihnen 

zugehörigen Gewerbetreibenden ihres Bezirkes wahrzunehmen, für die Förderung der 

gewerblichen Wirtschaft zu wirken und dabei die wirtschaftlichen Interessen einzelner 

Gewerbezweige oder Betriebe abwägend und ausgleichend zu berücksichtigen. Dabei 

obliegt es ihnen insbesondere, durch Vorschläge, Gutachten und Berichte die Behörden 

zu unterstützen und zu beraten sowie für die Wahrung von Anstand und Sitte des 

ehrbaren Kaufmanns zu wirken. Diese generalklauselartige Aufgabenbeschreibung wird 

durch die weiteren Regelungen ergänzt. Danach können die Kammern Anlagen und 

Einrichtungen, die der Förderung der gewerblichen Wirtschaft oder einzelner 

Gewerbezweige dienen, begründen, unterhalten und unterstützen sowie Maßnahmen 

zur Förderung und Durchführung der kaufmännischen und gewerblichen Berufsbildung 
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unter Beachtung der geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere des 

Berufsbildungsgesetzes, treffen, § 1 Abs. 2 IHKG. Den Kammern obliegt außerdem die 

Ausstellung von Ursprungszeugnissen und anderen dem Wirtschaftsverkehr dienenden 

Bescheinigungen, soweit nicht andere Stellen zuständig sind, § 1 Abs. 3 IHKG. Nach § 

1 Abs. 3a IHKG können die Länder durch Gesetz den Kammern die Aufgaben einer 

einheitlichen Stelle im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes übertragen. Durch 

Gesetz oder Rechtsverordnung können den Industrie- und Handelskammern nach § 1 

Abs. 4 IHKG weitere Aufgaben übertragen werden. Nach § 1 Abs. 5 IHKG gehört die 

Wahrnehmung sozialpolitischer und arbeitsrechtlicher Interessen nicht zu den Aufgaben 

der Kammern. 

 

Diese recht allgemein gehaltene Aufgabenbeschreibung genügt den 

verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsanforderungen, da die Industrie- und 

Handelskammern zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht zu einem Handeln mit 

Entscheidungscharakter, zumal nicht gegenüber Nichtmitgliedern ermächtigt werden. 

Ihre Tätigkeit ist auch nicht mit Auswirkungen auf die Allgemeinheit oder ihre Mitglieder 

verbunden, die mit denen der Betätigung von Wasserverbänden mit umfangreichen 

wasserwirtschaftlichen Befugnissen vergleichbar wären. 

 

Vgl. OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10.OVG 

 

2.1.2. Bestehen legitimer Zwecke 
 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins dürfte weiterhin davon auszugehen 

sein, dass mit der Pflichtmitgliedschaft in den Industrie- und Handelskammern legitime 

Zwecke verfolgt werden. Die gegenteilige Argumentation der Beschwerdeführerinnen 

erweist sich als nicht hinreichend substantiiert und genügt damit nicht den 

verfassungsprozessrechtlichen Anforderungen. 

 

An der Herstellung des Gesamtinteresses und der Erfüllung staatlicher Aufgaben durch 

die Kammern hat sich entgegen der Auffassung der Beschwerdeführerinnen nichts 

geändert. § 1 IHKG weist den Kammern nach wie vor die öffentliche Aufgabe der 

Wirtschaftsförderung zu. Damit bedient sich der Staat der Sachkunde der Wirtschaft, 

um staatliche Entschließungen mit hoher Sachnähe und Richtigkeit zu treffen. Durch 
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die Verklammerung der Aufgabenkomplexe „Vertretung der gewerblichen Wirtschaft“ 

und „Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben auf wirtschaftlichem Gebiet“ werde zum 

einen Sachverstand und Interessen gebündelt, die strukturiert und ausgewogen in den 

wirtschaftspolitischen Willensbildungsprozess eingebracht werden könnten, und zum 

anderen werde gleichzeitig der Staat in der Wirtschaftsverwaltung entlastet. Gerade 

diese Kombination rechtfertige die Annahme einer öffentlichen Aufgabe, ohne dass es 

darauf ankomme, ob einzelne Aufgaben auch in anderer Form wahrgenommen werden 

könnten. Insbesondere handele es sich nicht um eine reine Interessenvertretung, wie 

Fachverbände sie wahrnehmen, sondern um die Vertretung des Gesamtinteresses der 

gewerblichen Wirtschaft mit der praktisch im Vordergrund stehenden Aufgabe, die 

Staatsorgane zu beraten. 

 

Vgl. BVerfGE 15, 235, 240, 242 f.; BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, 

NVwZ 2002, 335, 336 f.; Kluth, NVwZ 2002, 299 

 

An dieser Einschätzung ist festzuhalten. Allerdings ist zu fordern, dass sich die 

Kammern auf diese Aufgaben konzentrieren und ihre Tätigkeit nicht auf Bereiche 

ausweiten, die keinen sachlichen Bezug zum Kammerauftrag mehr haben. Diese 

Ausweitung ist nicht erst dann problematisch, wenn die Kammern mit ihren Angeboten 

in Konkurrenz zu ihren Mitgliedern treten. Es besteht vielmehr die Gefahr, dass die 

Kammern dadurch ihre Kernaufgaben vernachlässigen. Betätigen sich die Kammern 

außerhalb ihres Aufgabenbereiches, verletzt dies die allgemeine Handlungsfreiheit der 

Mitglieder. 

 

OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10; Kluth, NVwZ 2002, 298, 299 

 

Die Beschwerdeführerinnen behaupten zwar, dass die Kammern zunehmend in 

Konkurrenz zu ihren Mitgliedern treten. Dies betreffe insbesondere die Bereiche IT, 

Verlage, Werbung, Bildung, Beratung und Touristik. Die Verfassungsbeschwerden 

erschöpfen sich allerdings in diesen Behauptungen, ohne diese mit konkreten 

Tatsachen zu belegen. 
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Die Verfassungsbeschwerden verkennen außerdem, dass die Unternehmens- und 

Existenzgründungsberatung zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft im Sinne von § 

1 Abs. 1 und 2 IHKG und damit zum Aufgabenbereich der Kammern gehört.  

 

Vgl. OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10, m.w.N. 

 

Gleiches gilt für die Beteiligung der Kammern an der Berufsbildung und an dem 

Prüfungswesen. 

 

Vgl. bereits BVerfGE 15, 235, 241 

 

Die Rechtsprechung betont auch stets die Möglichkeit, dass die Mitglieder gegen eine 

Überschreitung der gesetzlichen Aufgaben durch die Kammern mit einer 

Unterlassungs- oder Feststellungsklage vorgehen können. Die Tätigkeit von Kammern 

außerhalb ihrer Aufgaben führt daher nicht schon zur Verfassungswidrigkeit der 

Zwangskorporation. Vielmehr obliegt den Mitgliedern die Pflicht, auf den 

Tätigkeitsbereich der Kammern zu achten. 

 

OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10 

 

Die Kammern verfolgen daher nach wie vor legitime öffentliche Zwecke. Eine eventuelle 

Überschreitung der Zuständigkeit der Kammern führt daher nicht zur 

Verfassungswidrigkeit der Zwangskorporationen. 

 

2.2. Geeignetheit der Zwangskorporation 
 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins ist die gesetzlich angeordnete 

Pflichtmitgliedschaft in der Industrie- und Handelskammer ein geeignetes Mittel zur 

Erfüllung der gesetzlich zugewiesenen Aufgaben.  

  

Ein Mittel ist bereits dann im verfassungsrechtlichen Sinne geeignet, wenn mit seiner 

Hilfe der gewünschte Erfolg gefördert werden kann, wobei die Möglichkeit der 

Zweckerreichung genügt. Dabei gebührt dem Gesetzgeber auf dem Gebiet der 
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Arbeitsmarkt-, Sozial- und Wirtschaftsordnung ein besonders weitgehender 

Einschätzungs- und Prognosevorrang. 

 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 337, m.w.N. 

 

Bei der Prüfung der Geeignetheit der Zwangsmitgliedschaft in einer berufständigen 

Kammer ist es nicht zulässig, aus dem Gesamtzusammenhang einzelne Aufgaben 

herauszugreifen, die – isoliert betrachtet – auch von privaten Verbänden oder von 

staatlichen Behörden wahrgenommen werden könnten. Die Interessenvertretung durch 

private Verbände ist nicht im gleichen Maße am Gesamtinteresse und am Gemeinwohl 

orientiert. Eine Aufteilung der Aufgaben auf private Verbände und Behörden würde 

damit gerade die vom Gesetzgeber mit einer Selbstverwaltungsorganisation 

zulässigerweise verfolgten Ziele verfehlen und ist daher nicht gleich geeignet. 

 

Vgl. BVerfGE 15, 235, 241; BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 

2002, 335, 337 

 

Damit das Gesamtinteresse von den Kammern wahrgenommen werden kann, darf es 

auch hinsichtlich des Kreises der Mitglieder bzw. in Bezug auf Ausnahmen von der 

Pflichtmitgliedschaft nur wenige Ausnahmen geben. 

 

SächsOVG, Beschluss vom 16.04.2008 – 5 B 49/07, SächsVBl. 2008, 191,193 (zu 

einer Rechtsanwalts-GmbH); ähnlich bereits BVerfGE 15, 235, 243; 38, 281, 310 

 

Die Verfassungsbeschwerde verkennt die vom Bundesverfassungsgericht bisher 

betonte Verklammerung der Wirtschaftsförderung einerseits und der Wahrnehmung von 

Verwaltungsaufgaben auf wirtschaftlichem Gebiet andererseits in einer Körperschaft. 

Die angeführten Fachverbände sind reine Interessenvertretungen ohne öffentliche 

Aufgaben. Sie dienen daher nicht der Beratung des Staates und vertreten auch kein 

Gesamtinteresse der Wirtschaft, sondern vertreten ausschließlich der Interessen ihrer 

Mitglieder. Im Hinblick auf die Wirtschaftsförderung liegt es dabei in der Natur der 

Sache, dass eine Konkurrenz zu privaten Interessenverbänden bestehen kann, da 

diese auch zur Förderung der Interessen ihrer Mitglieder gegründet werden. Darin 

erschöpft sich aber auch die Aufgabe und Tätigkeit der privaten Verbände. Sie sind 
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anders als die Kammern nicht verpflichtet, ein höchstmögliches Maß an Objektivität 

walten zu lassen. Ebenso geht die Annahme der Beschwerdeführerinnen fehl, der Staat 

könne die öffentlichen Aufgaben durch seine Behörden ebenso gut wahrnehmen. Damit 

würde die vom Bundesverfassungsgericht betonte Einbringung des Sachverstandes der 

gesamten Wirtschaft bei der Aufgabe der Wirtschaftsförderung entfallen.  

 

Vgl. bereits BVerfGE 15, 235, 241 ff.; Kluth, NVwZ 2002, 298, 300 

 

Im Übrigen tragen die Beschwerdeführer auch keine derart geänderten tatsächlichen 

Verhältnisse vor, die es als naheliegend erscheinen lassen, dass der Gesetzgeber 

seinen Einschätzungs- und Prognosevorrang überschritten hätte und damit eine 

Abweichung von der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

angezeigt wäre. Die von den Beschwerdeführern angeführte zunehmende 

Globalisierung der Wirtschaft spricht nicht gegen, sondern gerade für das Bestehen 

entsprechender Zwangskorporationen. Das Bundesverfassungsgericht hatte bereits in 

seinem Beschluss vom 19.12.1962 darauf hingewiesen, dass das öffentliche Interesse 

an der Wirtschaftsförderung im Ganzen durch Beratung des Staates durch die 

Kammern umso stärker sei, je mehr sich Zahl und Intensität staatlicher Maßnahmen im 

wirtschaftlichen Bereich steigern.  

 

BVerfGE 15, 235, 241 f. 

 

Insoweit macht es keinen Unterschied, ob die staatlichen Maßnahmen auf den 

Bundesgesetzgeber oder die Organe der Europäischen Union zurückzuführen sind. Die 

Funktion der Kammern und damit die Notwendigkeit einer Pflichtmitgliedschaft aller 

Unternehmer werden dadurch vielmehr größer, wodurch die Zwangskorporationen nach 

wie vor ein geeignetes Instrument zur Erreichung der Ziele darstellt. Die Frage, ob ein 

System mit ca. 80 regionalen Kammern mit einem privatrechtlichen Verein als 

Dachorganisation (im Unterschied zu anderen berufsständischen Kammern) am 

zweckmäßigsten für die Aufgabenerfüllung ist, muss nicht geprüft werden, da die 

Beschwerdeführerinnen insoweit nicht substantiiert vorgetragen haben.  
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2.3. Erforderlichkeit der Zwangskorporation 
 

Das Bundesverfassungsgericht ist in seiner bisherigen Rechtsprechung davon 

ausgegangen, dass die Errichtung von Industrie- und Handelskammern mit 

Zwangsmitgliedschaft für die Erreichung der gesetzgeberischen Ziele auch erforderlich 

ist.  

 

Das Gebot der Erforderlichkeit sei verletzt, wenn das Ziel der staatlichen Maßnahme 

durch ein anderes, gleich wirksames Mittel erreicht werden kann, mit dem das 

betreffende Grundrecht nicht oder weniger fühlbar eingeschränkt wird. Allerdings müsse 

nicht jeder einzelne Vorzug einer anderen Lösung gegenüber der vom Gesetzgeber 

gewählten schon zu deren Verfassungswidrigkeit führen. Die sachliche Gleichwertigkeit 

zur Zweckerreichung muss vielmehr bei dem als Alternative vorgeschlagenen 

geringeren Eingriff in jeder Hinsicht eindeutig feststehen. 

 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 337, m.w.N. 

 

Auch insoweit komme es nicht darauf an, ob einzelne Aufgaben in bestimmter Hinsicht 

in weniger belastender Weise erfüllt werden könnten. Rein private Verbände wären 

mangels Gemeinwohlbindung nicht in der Lage, die Aufgaben wahrzunehmen, die die 

Industrie- und Handelskammern mit Hilfe der Pflichtmitgliedschaft zu erfüllen befähigt 

sind. Es sei nicht zu beanstanden, dass der Gesetzgeber Verwaltungsaufgaben im 

wirtschaftlichen Bereich auf die Industrie- und Handelskammern überträgt. Dies gelte 

insbesondere für Verwaltungsaufgaben, die sich in den Rahmen der Gesamtaufgabe 

der Kammern einfügen und die die besondere Sachnähe und Kompetenz der Kammern 

nutzen.  

 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 337 

 

Die Pflichtmitgliedschaft sei daher erforderlich. Wegen des Gemeinwohlauftrags der 

Kammern und ihrer vielfältigen Wirtschaftsverwaltungsaufgaben sei ein alle Branchen 

und Betriebsgrößen umfassender Mitgliederbestand vonnöten. Für die wirtschaftliche 

Selbstverwaltung bedürfe es der Mitwirkung aller Unternehmen, insbesondere auch der 

kleinen und mittleren, damit die Kammern ihre Aufgaben umfassend erfüllen können. 
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Der Wert der von den Kammern erarbeiteten Vorschläge und Gutachten beruhe neben 

der Unabhängigkeit ihres Urteils auf der Vollständigkeit des Überblicks, den die 

Kammern im Bereich der zu beurteilenden Verhältnisse besitzen. 

 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 337 

 

Insoweit tragen die Beschwerdeführerinnen nicht durchgreifend etwas gegen die 

Erforderlichkeit der IHK-Pflichtmitgliedschaft vor. Nur über die Pflichtmitgliedschaft aller 

Gewerbetreibenden und ihnen gleichgestellten Personen und Personenmehrheiten wird 

sichergestellt, dass die Interessen aller Mitglieder vertreten werden. Dies kann durch 

die von den Beschwerdeführerinnen angeführten freiwilligen Interessensverbände 

einzelner Sparten gerade nicht erreicht werden. Ihnen fehlt der Gesamtüberblick über 

die Wirtschaft der Kammerbezirke. Bei diesen Verbänden besteht außerdem die 

Gefahr, dass große Unternehmen die Meinungsbildung beherrschen und dadurch die 

kleinen und mittleren Unternehmen vernachlässigt werden. Private Interessenverbände 

auf Freiwilligkeitsbasis einerseits und staatliche Behörden andererseits können daher 

jeweils die Aufgaben, die jetzt von den Industrie- und Handelskammern 

wahrgenommen werden, nicht in gleich geeigneter Weise erfüllt werden. Außerdem 

besteht auch in den privaten Verbänden die Gefahr, dass einzelne Interessen vorrangig 

berücksichtigt werden und kleinere Unternehmen oder Sparten nicht ausreichend 

repräsentiert werden. 

 

2.4. Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne 
 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins ist die Pflichtmitgliedschaft in den 

Industrie- und Handelskammern auch verhältnismäßig im engeren Sinne. 

 

Die Pflichtmitgliedschaft in den Industrie- und Handelskammern ist nach der ständigen 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch verhältnismäßig im engeren 

Sinne und damit zumutbar, da die Beeinträchtigung keine erhebliche Einschränkung der 

unternehmerischen Handlungsfreiheit bedeutet. Die Pflichtmitgliedschaft eröffnet 

lediglich die Chance zur Beteiligung und Mitwirkung an staatlichen 

Entscheidungsprozessen, lässt aber auch die Möglichkeit, sich nicht aktiv zu beteiligen.  
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Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 337 

 

Insoweit ist nicht ersichtlich, dass die Beschwerdeführerinnen durch die 

Pflichtmitgliedschaft und die damit verbundene Beitragspflicht unzumutbar belastet 

werden; dies gilt insbesondere auch angesichts der vergleichsweise geringen Höhe der 

von den Beschwerdeführerinnen geschuldeten Beiträge. Es mag zwar zutreffend sein, 

dass der Geldbetrag, der für die Erfüllung der Beitragspflicht aufgewendet werden 

muss, „an anderer Stelle“ fehlt. Damit ist die Grenze der Unzumutbarkeit aber nicht 

hinreichend dargetan. Außerdem sieht § 3 Abs. 3 IHKG eine Reihe von 

Ausnahmetatbeständen vor, um insbesondere kleineren Unternehmen und 

Neugründungen von der Beitragszahlung auszunehmen. Dies führt dazu, dass ein 

erheblicher Teil der Kammermitglieder von der Beitragspflicht befreit sind (nach 

Angaben in der Beschlussempfehlung und dem Bericht des Ausschusses für Wirtschaft 

und Technologie vom 06.05.2009 (BT-Drucks. 16/12883) betrifft dies bis zu 45% der 

Mitgliedsunternehmen). 

 

2.5. Verstoß gegen das Demokratieprinzip 
 

Die Beschwerdeführerinnen können mit ihren Verfassungsbeschwerden nicht 

unmittelbar eine Verletzung der Art. 20 Abs. 2 und 28 Abs. 1 Satz 1 GG geltend 

machen (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG; §§ 13 Nr. 8a; 90 Abs. 1 BVerfGG). Auf eine 

Verletzung des Demokratieprinzips bei den Wahlen der Organe der Kammern können 

sich die Beschwerdeführerinnen daher nur dann mit Erfolg berufen, wenn darin zugleich 

eine Verletzung ihrer allgemeinen Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG verbunden 

ist. 

 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins sind Verstöße gegen das 

Demokratieprinzip nicht ersichtlich. Sie würden jedenfalls nicht dazu führen, dass die 

Zwangskorporation als solche und damit die mit den Verfassungsbeschwerden 

mittelbar angegriffenen § 2 Abs. 1, § 3 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 IHKG verfassungswidrig 

wären.  

 

Das in Art. 20 Abs. 2 und Art. 28 Abs. 1 GG verankerte Demokratieprinzip erfordert für 

die unmittelbare und die kommunale Staatsverwaltung eine ununterbrochene 
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Legitimationskette vom Volk zu den mit staatlichen Aufgaben betrauten Organen und 

Amtswaltern. Außerhalb dieses Bereichs, namentlich in der funktionalen 

Selbstverwaltung, ist das Demokratieprinzip hingegen offen für andere, insbesondere 

vom Erfordernis der lückenlosen personellen demokratischen Legitimation aller 

Entscheidungsbefugten abweichende Formen der Organisation und Ausübung von 

Staatsgewalt. Es erlaubt, durch Gesetz für abgegrenzte Bereiche der Erledigung 

öffentlicher Aufgaben besondere Organisationsformen der Selbstverwaltung zu 

schaffen. In diesen Bereichen muss der Gesetzgeber sicherstellen, dass die 

betroffenen Interessen angemessen berücksichtigt und nicht Interessen Einzelner oder 

bestimmter Gruppen bevorzugt werden. 

 

BVerfGE 107, 59, 86 ff.;  OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10; 

BayVGH, Beschluss vom 30.07.2012 – 22 ZB 11.1518 

 

Davon ausgehend hält der Deutsche Anwaltverein die Regelungen zur Wahl der 

Vollversammlung für mit dem Demokratieprinzip vereinbar. Die Industrie- und 

Handelskammern dienen anders als Gemeinden und Universitäten nicht in erster Linie 

der Grundrechtsgewährleistung. Sie stehen auch nicht in einem grundsätzlichen 

Gegensatz zum Staat. Die aus Art. 28 Abs. 1 GG und Art. 5 Abs. 3 GG abgeleiteten 

Gewährleistungen lassen sich daher auf die Industrie- und Handelskammern nicht 

übertragen. Daher ist es in diesem begrenzten Bereich staatlicher Aufgabenerfüllung 

zulässig, die Kammermitglieder in besondere Wahlgruppen einzuteilen und diesen 

Gruppen eine bestimmte Anzahl an Sitzen in der Vollversammlung zuzuweisen. Die 

damit ermöglichte unterschiedliche Gewichtung der Stimmen trägt der erforderlichen 

und angemessenen Berücksichtigung der einzelnen Interessen und des 

Gesamtinteresses Rechnung. Nur dadurch kann den regionalen Besonderheiten der 

einzelnen Kammern angemessen Rechnung getragen werden. Dies bedeutet nicht, 

dass einzelne Kammermitglieder von der Wahl ganz ausgeschlossen wären oder ihre 

Stimmen überhaupt kein Gewicht hätten. Insoweit wäre in jedem Einzelfall zu prüfen, ob 

die jeweilige Wahlordnung den im Lichte der einschlägigen Verfassungsgarantien zu 

interpretierenden Anforderungen des § 5 Abs. 3 IHKG genügt. Die Regelung des § 5 

Abs. 3 IHKG ist also solche jedoch nicht verfassungswidrig. 
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Gleiches gilt für die fehlende Fachaufsicht. Die Kammern besitzen zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben mit Ausnahme der Beitragserhebung keine Befugnisse, die mit Eingriffen in 

Rechte ihrer Mitglieder oder Dritter verbunden wären. Die in § 11 IHKG geregelte 

Rechtsaufsicht erscheint daher ausreichend. 

 

OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10 

 
2.6. Beobachtungs- und Nachbesserungspflicht 
 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins führt auch die Rüge einer Verletzung 

der Beobachtungs- und Prüfpflicht durch den Gesetzgeber nicht zur 

Verfassungswidrigkeit der §§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 IHKG. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem Nichtannahmebeschluss vom 

07.12.2001 darauf hingewiesen, dass die Änderung der wirtschaftlichen und 

gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, zum Beispiel die Änderung der Struktur von 

den in den Kammern zusammengefassten Unternehmen und die Entwicklung des 

Verbandswesens im entsprechenden Bereich, vom Gesetzgeber die ständige Prüfung 

verlangt, ob die Voraussetzungen für eine öffentlich-rechtliche Zwangskorporation noch 

bestehen. 

 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 336  

 

Dies ist keine Besonderheit der Zwangskorporationen, sondern allgemein gültig. 

 

Vgl. auch BVerfG, Beschluss vom 27.01.2011 – 1 BvR 3222/09 

(Bauforderungssicherungsgesetz); BVerfGE 43, 291, 321 

(Hochschulzulassungsverfahren); BVerfGE 88, 203, 309 (Schwangerschaftsabbruch); 

BVerfGE 130, 263, 302 (Beamtenbesoldung); VerfGH Berlin, Beschluss vom 

15.01.2014, Az. 109/13 (Kapazitätsverordnung), m.w.N.; Kluth, NVwZ 2002, 298, 299 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat aber bisher den Maßstab noch nicht abschließend 

geklärt, wie, wie oft und mit welcher Intensität der Gesetzgeber seiner ständigen 

Prüfpflicht nachzukommen hat.  
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Vgl. auch BayVGH, Beschluss vom 30.07.2012, Az. 22 ZB 11.1518, S. 8 d.U. 

 

Umfang und Intensität der Beobachtungs- und Prüfungspflicht hängen wegen des 

grundsätzlich anzuerkennenden Einschätzungsspielraums des Gesetzgebers von der 

Bedeutung der in Rede stehenden Rechtsgüter und damit der eingeschränkten 

Grundrechte ab. Je gewichtiger das gefährdete Rechtsgut ist und je weitreichender es 

beeinträchtigt werden kann, desto höhere Anforderungen sind an die Beobachtungs- 

und Prüfungspflicht zu stellen. 

 

Vgl. zur gesetzgeberischen Prognose Benda/Klein, Verfassungsprozessrecht, 3. 

Auflage 2012, § 14 Rn. 310 ff., unter Verweis auf BVerfGE 50, 290, 332 f. 

 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts schließt die 

Nachbesserungspflicht nicht generell eine fortlaufende Kontrolle der Gesetze durch den 

Gesetzgeber ein. Vielmehr aktualisiere sich die Nachbesserungspflicht erst dann, 

„wenn die Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes erkannt oder doch jedenfalls deutlich 

erkennbar wird“. 

 

BVerfGE 16, 130, 142; 88, 203, 310 

 

Der Gesetzgeber ist aber zu Korrekturen an einer gesetzlichen Regelung „bei einer 

nicht unerheblichen Abweichung der tatsächlichen von der prognostizierten 

Entwicklung“ verpflichtet  

 

BVerfGE 130, 263, 302 

 

bzw. „wenn sich die tatsächlichen Verhältnisse … grundlegend gewandelt haben oder 

sich die beim Erlaß des Gesetzes verfassungsrechtlich unbedenkliche Einschätzung 

seiner künftigen Wirkungen später als ganz oder teilweise falsch erweist“. 

 

BVerfGE 88, 203, 309 f.  
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Die Nachbesserungspflicht greift dabei erst „nach hinreichender Beobachtungszeit“. 

 

BVerfGE 88, 203, 309 

 

In der Entscheidung vom 28.05.1993 zum § 218 StGB hat das 

Bundesverfassungsgericht zum Schutz des ungeborenen Lebens zu den 

Anforderungen Stellung genommen, die hinsichtlich der Erfüllung der 

Beobachtungspflicht gelten. Der Gesetzgeber müsse sich in angemessenen zeitlichen 

Abständen in geeigneter Weise – etwa durch periodisch zu erstattende Berichte der 

Regierung – vergewissern, ob das Gesetz wie prognostiziert wirkt und praktisch 

umgesetzt wird. Diese Pflicht schließe es ein, dass der Gesetzgeber im Rahmen seiner 

Kompetenz dafür sorgt, dass die für die Beurteilung der Wirkungen des Gesetzes 

notwendigen Daten planmäßig erhoben, gesammelt und ausgewertet werden. 

 

BVerfGE 88, 203, 310 

 

Diese Rechtsprechung hat der Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin auf die 

Einschränkung der Berufswahlfreiheit aufgrund von kapazitätsrechtlichen Vorschriften 

übertragen. Danach besteht Anlass zur verfassungsrechtlichen Beanstandung, wenn 

der Normgeber eine spätere Überprüfung und fortschreitende Differenzierung 

unterlässt. In dem zugrunde liegenden Fall hatte der Berliner Verfassungsgerichtshof 

eine gesetzgeberische Untätigkeit von 28 Jahren als nicht mehr hinnehmbar 

angesehen. Bei einem derart langen Zeitraum könne nicht mehr davon ausgegangen 

werden, dass die angegriffene Regelung noch dem gegenwärtigen Erkenntnis- und 

Erfahrungsstand entspreche. Dem stehe es gleich, wenn es an ausreichendem 

Erfahrungsmaterial für eine Überprüfung nur deshalb fehlt, weil der Normgeber seiner 

von der Beobachtung umfassten Pflicht, im Rahmen seiner Kompetenz dafür Sorge zu 

tragen, dass die für die Beurteilung notwendigen Daten planmäßig erhoben, gesammelt 

und ausgewertet werden, nicht oder nicht in ausreichender Weise nachgekommen ist. 

 

VerfGH Berlin, Beschluss vom 15.01.2014, Az. 109/13, Rn. 37, zitiert nach juris 

 

Da durch die Pflichtmitgliedschaft in den Industrie- und Handelskammern nicht derart 

gewichtige Rechtsgüter betroffen sind, sondern „nur“ die allgemeine Handlungsfreiheit 
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aus Art. 2 Abs. 1 GG, sind nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins an die 

Beobachtungspflicht des Gesetzgebers geringere Anforderungen zu stellen. 

Insbesondere wird vom Gesetzgeber nicht zu erwarten sein, dass er sich vergleichbar 

planmäßig und regelmäßig über die Konsequenzen der von ihm beschlossenen 

gesetzlichen Regelungen unterrichten lässt wie in der durch die Geltung der 

grundrechtlichen Pflicht zum Schutz des ungeborenen Lebens gekennzeichneten 

Konstellation, über die das Bundesverfassungsgericht in BVerfGE 88, 203 ff zu 

entscheiden hatte. Dies gilt nicht zuletzt auch deswegen, weil vorliegend – anders als 

im Hinblick auf Schwangerschaftsabbrüche – nicht ersichtlich ist, welche „Daten 

planmäßig erhoben, gesammelt und ausgewertet werden“ sollen. Vor diesem 

Hintergrund dürfte es ausreichen, dass sich der Gesetzgeber von Zeit zu Zeit mit der 

Frage der Verfassungsmäßigkeit der von ihm geschaffenen Regelungen 

auseinandersetzt, auch zwar auch dann, wenn dies nicht planmäßig geschieht. 

 

In dem Beschluss vom 07.12.2001 ist das Bundesverfassungsgericht davon 

ausgegangen, dass der Gesetzgeber seiner Überprüfungspflicht bei der 

Gesetzesreform im Jahre 1998 nachgekommen ist. Aus der begleitenden 

Entschließung des Deutschen Bundestages werde deutlich, dass vornehmlich der 

Herstellung eines „Gesamtinteresses“ Bedeutung zukomme. Es sei aus 

verfassungsrechtlicher Sicht daher nicht zu beanstanden, dass der Gesetzgeber nach 

wie vor von der Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch die Kammern ausgehe. 

 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07.12.2001, 1 BvR 1806/98, NVwZ 2002, 335, 336 

 

Geht man davon aus, dass nur eine derartige Entschließung des Bundestages, also 

eine positive Willensbetätigung des Gesetzgebers geeignet ist, den Anforderungen der 

Beobachtungspflicht zu genügen, so dürfte der Gesetzgeber entgegen der Auffassung 

der Verwaltungsgerichte und Oberverwaltungsgerichte in den angefochtenen 

Entscheidungen seiner ständigen Überprüfungspflicht nicht genügt haben. Der 

Bundestag ist zwar von der Bundesregierung mit dem Bericht über Beiträge, Aufgaben 

und Effizienz der Industrie- und Handelskammern vom 29.05.2002 (BT-Drucks. 

14/9175, S. 3, 8 ff.) informiert worden. Eine Entschließung des Bundestages hierzu ist 

aber nicht ersichtlich. Die Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage zur 

Zukunft der Pflichtmitgliedschaft in Industrie- und Handelskammern u.a. vom 



 - 26 -

28.05.2004 dürfte ebenfalls nicht genügen, weil auch insoweit eine Willensbetätigung 

des Bundestages nicht ersichtlich ist. Eine weitere Befassung des Bundestages erfolgte 

zwar mit dem Antrag auf Befreiung von IHK-Beiträgen für Kleinst- und Kleinbetriebe u.a. 

und grundlegende Reform der Industrie- und Handelskammern vom 12.09.2007 (BT-

Drucks. 16/6357 und 16/12883). In diesem Antrag und in der Beschlussempfehlung 

wird die Pflichtmitgliedschaft jedoch nur benannt, ohne dass deren 

Verfassungsmäßigkeit auf den Prüfstand gestellt worden wäre. Soweit ersichtlich hat 

sich der Bundestag in der jüngeren Vergangenheit nicht mehr mit der 

Pflichtmitgliedschaft beschäftigt.  

 

Aus Sicht des Deutschen Anwaltvereins dürften indes die Anforderungen an die den 

Gesetzgeber treffende Beobachtungspflicht überspannt werden, wenn von ihm zwecks 

Einhaltung der Beobachtungspflicht eine positive Willensbetätigung in Gestalt einer 

Entschließung o. ä. verlangt wird. Entsprechende Anforderungen mögen gelten, wenn 

es um den Schutz höchstwertiger Rechtsgüter wie den des (ungeborenen) 

menschlichen Lebens geht, nicht aber, wenn „nur“ die allgemeine Handlungsfreiheit des 

Art. 2 Abs. 1 GG betroffen ist. Dies gilt umso mehr, als das Bundeserfassungsgericht in 

seiner bereits mehrfach zitierten Abtreibungsentscheidung eine Vergewisserung durch 

„periodisch zu erstattende Berichte der Regierung“ 

 

BVerfGE 88, 203, 310 

 

ausreichen ließ, ohne dem Gesetzgeber eine bestimmte Form der Befassung mit 

diesen Berichten (etwa in Gestalt einer Entschließung) vorzugeben. Vor diesem 

Hintergrund spricht vieles dafür, dass dem Gesetzgeber keine Verletzung der ihn 

treffenden Beobachtungspflicht vorgeworfen werden kann. Dies gilt auch in zeitlicher 

Hinsicht, weil seit den letzten Befassungen des Gesetzgebers mit den Industrie- und 

Handelskammern in den Jahren 2002, 2004 und 2007 noch keine derart lange Zeit 

vergangen ist, dass von einer unangemessen langen Untätigkeit des Gesetzgebers 

ausgegangen werden könnte. 

 

Selbst im Fall einer Verletzung der Beobachtungspflicht wäre eine 

Verfassungswidrigkeit der mittelbar angefochtenen gesetzlichen Vorschriften aber 

deswegen zu verneinen, weil die Voraussetzungen für eine Aktualisierung der 
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Nachbesserungspflicht nicht gegeben sind. Wie bereits dargelegt, ist die mit einer 

Beitragspflicht korrespondierende Pflichtmitgliedschaft in der Industrie- und 

Handelskammer (weiterhin) materiell verfassungsmäßig. Jedenfalls ist angesichts der 

diesbezüglichen ständigen Rechtsprechung der Fachgerichte nicht „deutlich 

erkennbar“, dass die Vorschriften des IHKG verfassungswidrig sein könnten. Vor 

diesem Hintergrund sind die Voraussetzungen für eine Aktualisierung der 

Nachbesserungspflicht  

 

Vgl. BVerfGE 88, 203, 310 

 

nicht erfüllt, weswegen dem Gesetzgeber keine dahingehende Pflichtverletzung 

vorgeworfen werden kann.  

 

Auch wenn eine Verletzung der Beobachtungspflicht vorläge, ginge diese somit nicht 

mit einer Verletzung der komplementären Nachbesserungspflicht einher. Eine derartige 

isolierte Beobachtungspflichtverletzung wäre nach Auffassung des Deutschen 

Anwaltvereins nicht geeignet, eine Verwerfung der materiell verfassungskonformen 

gesetzlichen Regelungen der §§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 IHKG durch das 

Bundesverfassungsgericht zu rechtfertigen. In Betracht käme allenfalls die Feststellung 

einer Verletzung des Grundrechts der Beschwerdeführerinnen aus Art. 2 Abs. 1 GG 

durch die Nichterfüllung der Beobachtungspflicht, ohne dass diese Pflichtverletzung zur 

Unvereinbarkeit der §§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 IHKG mit dem Grundgesetz 

führte. 

 

Eine ähnliche Problematik besteht auch immer dann, wenn ein Gesetz aufgrund 

veränderter Umstände nicht mehr der Verfassung entspricht. In entsprechenden 

Konstellationen darf das Bundesverfassungsgericht das Gesetz nicht für nichtig 

erklären. Es ist vielmehr auf die Feststellung beschränkt, dass der Gesetzgeber durch 

Unterlassen ein Grundrecht verletzt habe. Nur dann, wenn für ein Festhalten an der 

bisherigen Regelung schlechthin keine verfassungsmäßige Grundlage mehr gegeben 

ist, wenn also die aus dem Grundgesetz folgende Notwendigkeit einer 

Gesetzesänderung sich mit der für eine richterliche Entscheidung erforderlichen 

Eindeutigkeit ergibt, kann das Bundesverfassungsgericht einen Verstoß der bisherigen 

Regelung gegen das Grundgesetz feststellen. 
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BVerfGE 8, 1, 19; vgl. auch Lechner/Zuck, BVerfGG, 6. Auflage 2011, § 78 Rn. 7 

 

Von dieser Fallgruppe wäre nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins auch in den 

vorliegenden Verfahren auszugehen, wenn der Gesetzgeber seiner Beobachtungs- und 

Prüfpflicht nicht nachgekommen sein sollte. Die Beschwerdeführerinnen würden durch 

eine etwaige Nichterfüllung der Beobachtungspflicht in ihrem Grundrecht aus Art. 2 

Abs. 1 GG verletzt. 

 

 

3. Vorlagepflicht an den EuGH 
 

Die Beschwerdeführerin im Verfahren 1 BvR 1106/13 trägt zum einen vor, der 

Hessische Verwaltungsgerichtshof habe mit der unanfechtbaren Ablehnung des 

Antrages auf Zulassung der Berufung „den weiteren Instanzenweg“ zum 

Bundesverwaltungsgericht verstellt, so dass dieses keine Vorlage an den EuGH 

veranlassen konnte. In der Sache – wenn auch möglicherweise nicht hinreichend 

substantiiert – rügt sie also die unterbliebene Zulassung der Berufung wegen 

grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache im Hinblick auf die aufgeworfenen 

europarechtlichen Fragestellungen. Sie macht damit in verfassungsrechtlicher Hinsicht 

einen Verstoß gegen das Recht auf effektiven Rechtsschutz geltend (hierzu a.). Zum 

anderen trägt sie vor, dass der Verwaltungsgerichtshof selbst hätte ein 

Vorabentscheidungsverfahren beim EuGH einleiten müssen. In der Sache rügt sie 

damit die Verletzung des Rechts auf den gesetzlichen Richter (hierzu b.). 

 

3.1. Verletzung des Rechts auf effektiven Rechtsschutz aus Art. 19 Abs. 4 GG 
i.V.m. dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) wegen willkürlicher 
Ablehnung des Antrages auf Zulassung der Berufung  
 

Der Sache nach rügt die Beschwerdeführerin zunächst eine Verletzung des Rechts auf 

effektiven Rechtsschutz. In einer willkürlichen Nichtzulassung der Berufung kann auch 

ein Verstoß gegen Art. 19 Abs. 4 GG liegen. Nach Auffassung des Deutschen 

Anwaltvereins hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof mit der Nichtzulassung der 
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Berufung die Beschwerdeführerin nicht in ihrem Recht auf effektiven Rechtsschutz 

verletzt.  

 

Der Justizgewährungsanspruch garantiert, dass der Zugang zu einem vom 

Gesetzgeber eröffneten Rechtsmittel nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht 

mehr zu rechtfertigender Weise erschwert wird. 

 

Vgl. BVerfGE, 125, 104, 136 f. 

 

Nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO ist die Berufung zuzulassen, wenn die Rechtssache 

besondere rechtliche Schwierigkeiten aufweist. Diese liegen vor, wenn die Sache 

komplizierte und noch nicht höchstrichterlich geklärte Rechtsfragen aufwirft. Nach § 124 

Abs. 2 Nr. 3 VwGO ist die Berufung zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat. Notwendig ist insoweit, dass eine Rechtsfrage aufgeworfen wird, die 

grundsätzliche Bedeutung hat. Diese darf noch nicht geklärt sein. Sie muss im 

Berufungsverfahren klärungsbedürftig und klärungsfähig sein. Letzteres wird auch für 

Rechtsfragen des europäischen Gemeinschaftsrechts angenommen, auch wenn die 

Klärung erst nach einer Vorlage durch den EuGH herbeigeführt werden kann. 

 

Meyer-Ladewig/Rudisile, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, Stand Januar 2012, § 124 

Rn. 28e, 30 ff.; BVerwG, NJW1986,1448 

 

Eine willkürliche Ablehnung des Antrags auf Zulassung der Berufung ist bei 

Zugrundelegung der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und 

der Verwaltungsgerichtsbarkeit zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der 

Pflichtmitgliedschaft in den Industrie- und Handelskammern nicht ersichtlich. Die 

aufgeworfenen verfassungsrechtlichen Fragen sind im Grundsatz bereits 

höchstrichterlich entschieden. 

 

Vgl. auch SächsOVG, Beschluss vom 16.04.2008 – 5 B 49/07, SächsVBl. 2008, 

191,194 

 

Daran ändern auch die aufgeworfenen europarechtlichen Fragen nichts. Insoweit 

könnte zwar argumentiert werden, dass ein deutsches Gericht, dessen Entscheidung 
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noch mit Rechtsmitteln anfechtbar ist und das deshalb nicht zur Vorlage an den EuGH 

verpflichtet ist, bei aufgeworfenen europarechtlichen Fragen die Berufung (und dann 

auch die Revision) zulassen müsse, damit das Bundesverwaltungsgericht ein 

Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 267 AEUV einleiten kann. Eine solche 

Auslegung von § 124 Abs. 2 Nr. 2, 3 VwGO bzw. § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO dürfte 

jedoch nur dann in Betracht kommen, wenn sich überhaupt eine 

Vertragsauslegungsfrage stellt und die Rechtsfrage durch den Europäischen 

Gerichtshof noch nicht geklärt ist und auch nicht offenkundig ist, wie sie zu beantworten 

ist. 

 

Ähnlich für Vorlagepflicht OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10 

 

Eine Vertragsauslegungsfrage stellt sich aber nur dann, wenn der Sachverhalt 

überhaupt einen grenzüberschreitenden Bezug hat.  

 

Vgl. EuGH, NVwZ 2001, 182 (Corsten); vgl. auch OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 

– 6 A 10282/10.OVG 

 

Der EuGH lässt es insoweit zwar genügen, wenn Unternehmen aus anderen 

Mitgliedstaaten durch eine Regelung zumindest potenziell diskriminiert werden. Der 

grenzüberschreitende Bezug des konkreten Sachverhalts wird dadurch aber nicht 

aufgegeben. 

 

EuGH, Urteil vom 13.10.2005 – C-458/03 

 

Die Beschwerdeführerinnen haben jeweils schon nicht dargelegt, dass sie selbst 

grenzüberschreitend tätig sind und sie deshalb in ihrer Niederlassungs- oder 

Dienstleistungsfreiheit verletzt sein könnten. Es handelt sich um einen rein 

innerstaatlichen Sachverhalt. Es ist daher schon nicht ersichtlich, dass sich überhaupt 

eine Vertragsauslegungsfrage stellt, die im Rahmen einer Vorlage an den EuGH geklärt 

werden könnte. 

 

Nach der Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte ist außerdem offenkundig, wie 

die Rechtsfragen zu beantworten sind, nämlich dahingehend, dass die 



 - 31 -

Pflichtmitgliedschaft in öffentlich-rechtlichen Zwangskorporationen mit den 

europäischen Verträgen vereinbar ist. 

 

Vgl. OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10 

 

Damit hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof die Zulassung der Berufung jedenfalls 

nicht willkürlich abgelehnt. Vielmehr ist die Entscheidung vertretbar begründet. Ob der 

Verwaltungsgerichtshof die sich stellenden Rechtsfragen in der Sache zutreffend 

beantwortet hat oder ob die Gegenansicht vorzugswürdig ist, kann somit offen bleiben. 

 

3.2 Verletzung von Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG durch die Nichteinleitung eines 
Vorabentscheidungsverfahrens 
 

Ein Verstoß gegen den Anspruch auf den gesetzlichen Richter liegt nach Auffassung 

des Deutschen Anwaltvereins in dem konkreten Fall auch nicht darin, dass der 

Hessische Verwaltungsgerichtshof kein Vorabentscheidungsverfahren beim 

Europäischen Gerichtshof eingeleitet hat. 

 

Nach Art 101 Abs. 1 S. 2 GG darf niemand seinem gesetzlichen Richter entzogen 

werden. Die Rechtsprechung verstößt dann gegen Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG, wenn die 

gerichtliche Entscheidung nicht mehr verständlich erscheint oder offensichtlich 

unhaltbar ist. Eine Verletzung kann auch dann vorliegen, wenn die Entscheidung nicht 

begründet wird, obwohl die Vorlage nahe gelegen hätte. 

 

BVerfGE 29, 45, 49; 82, 159, 194; BVerfG, NJW 2002, 2859 f.; 2003, 281 

 

Die Vorlagepflicht an den EuGH wird offensichtlich unhaltbar gehandhabt, wenn sie 

grundsätzlich verkannt wird, wenn bewusst von der Rechtsprechung des EuGH 

abgewichen wird und wenn Europäisches Gemeinschaftsrecht in unvertretbarer, 

offensichtlich unhaltbarer Weise ausgelegt wird.  

 

BVerfG, NVwZ 2007, 197; 2007,945; 2008, 551; BVerfGE 82, 159, 195 f. 
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Nach Art. 267 Abs. 1 lit. a), Abs. 3 AEUV sind Vertragsauslegungsfragen von einem 

Gericht, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln der 

innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, dem Europäischen Gerichtshof im 

Wege der Vorabentscheidungsverfahrens vorzulegen. Die Vorlagepflicht trifft also die 

obersten Gerichte, aber auch alle Gerichte, deren Entscheidungen nicht mehr mit 

Rechtsmitteln angefochten werden können. Dagegen sind die Gerichte, deren 

Entscheidung mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden kann, 

frei in der Entscheidung, ob sie dem Gerichtshof ein Auslegungsersuchen zur 

Vorabentscheidung vorlegen. 

 

EuGH, Urteil vom 15.09.2005, C-495/03 

 

Nach der mittlerweile wohl herrschenden konkreten Theorie können auch die 

Oberverwaltungsgerichte zur Vorlage an den EuGH verpflichtet sein, wenn sie den 

Antrag auf Zulassung der Berufung ablehnen, da dieser Beschluss nicht anfechtbar ist 

(§ 152 VwGO).  

 

OVG Nordrhein-Westfalen, NVwZ-RR 2002, 431, 434; Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, 

EUV – AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 17, m.w.N. zur Rspr. des EuGH 

 

Will ein Oberverwaltungsgericht daher einen Antrag auf Zulassung der Berufung 

ablehnen, ist es zur Vorlage an den EuGH verpflichtet, wenn sich eine Frage zur 

„Auslegung der Verträge“ stellt. Hierzu gehört jedenfalls das gesamte auf den AEUV 

bezogene Primärrecht. 

 

Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV – AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 6 

 

Ob sich eine Auslegungsfrage stellt, entscheidet das Gericht von Amts wegen und 

unabhängig von den Rechtsauffassungen der Parteien. Das Gericht muss die 

Entscheidung der Auslegungsfrage zum Erlass seines Urteils für erforderlich halten. 

 

EuGH, Urteil vom 06.10.1981 – 283/81 (C.I.L.F.I.T.); Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, 

EUV – AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 15 
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Eine Vorlage an den EuGH ist nur dann entbehrlich, wenn die Beantwortung der Frage 

nicht entscheidungserheblich ist, der EuGH die Frage bereits beantwortet hat oder die 

Antwort so offenkundig ist, dass für einen vernünftigen Zweifel keinerlei Raum bleibt. 

Das innerstaatliche Gericht darf jedoch nur dann davon ausgehen, dass die Antwort 

offenkundig ist, wenn es überzeugt ist, dass auch für alle anderen Mitgliedstaaten und 

den Gerichtshof die gleiche Gewissheit besteht. Nur wenn diese Voraussetzungen 

erfüllt sind, darf das innerstaatliche Gericht davon absehen, diese Frage dem 

Gerichtshof vorzulegen, und sie stattdessen in eigener Verantwortung lösen. 

 

EuGH, Urteil vom 06.10.1981 – 283/81 (C.I.L.F.I.T.); BVerfG, Beschluss vom 

25.02.2010 – 1 BvR 230/09, NJW 2010, 1268; VG Nordrhein-Westfalen, NVwZ-RR 

2002, 431, 434; Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV – AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 19 

 

Der Hessische Verwaltungsgerichtshof hat bei Anwendung dieses Maßstabes im 

konkreten Fall im Ergebnis ohne Grundrechtsverletzung eine Vorlage an den EuGH 

unterlassen. Insoweit kann offen bleiben, ob der Verwaltungsgerichtshof seine 

Vorlagepflicht grundsätzlich verkannt hat, weil er trotz der entsprechenden 

Ausführungen der Vorinstanz zu einer möglichen Vorlage überhaupt keine Begründung 

gibt. Es ist nämlich aus dem tatsächlichen Vorbringen der Beschwerdeführerin nicht 

ersichtlich, dass überhaupt Unionsrecht anwendbar ist, weil die Beschwerdeführerin 

keinen grenzüberschreitenden Bezug dargelegt hat. Es handelt sich vielmehr um einen 

rein innerstaatlichen Sachverhalt. Es ist daher nicht ersichtlich, dass der Hessische 

Verwaltungsgerichtshof in diesem konkreten Fall in unvertretbarer und unhaltbarer 

Weise von einer Vorlage an den EuGH abgesehen hätte. 

 

Würde sich jedoch ein grenzüberschreitender Bezug ergeben, weil zum Beispiel ein 

Unternehmen aus einem anderen Mitgliedstaat mit einer Niederlassung in Deutschland 

vertreten und damit Pflichtmitglied einer Industrie- und Handelskammer ist, wären die 

Oberverwaltungsgerichte zur Vorlage an den EuGH verpflichtet. Zwar liegen nach 

Auffassung des OVG Koblenz Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht offensichtlich 

nicht vor. 

 

OVG Koblenz, Urteil vom 20.09.2010 – 6 A 10282/10 
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Der EuGH hat in der C.I.L.F.I.T.-Entscheidung jedoch strenge Anforderungen an die 

Vorlagepflicht aufgestellt und die Befreiung von der Vorlagepflicht auf eng begrenzte 

Ausnahmefälle beschränkt, insbesondere dann, wenn der EuGH die 

Vertragsauslegungsfrage noch nicht beantwortet hat. Nach Auffassung des Deutschen 

Anwaltvereins liegen diese Voraussetzungen bei der Frage nach der Vereinbarkeit der 

Pflichtmitgliedschaft in der Industrie- und Handelskammer nicht vor. Dies ergibt sich 

bereits aus den unterschiedlichen, von der Beschwerdeführerin vorgetragenen 

Rechtslagen in den einzelnen Mitgliedstaaten. Es kann daher nicht offensichtlich davon 

ausgegangen werden, dass alle Mitgliedstaaten öffentlich-rechtliche 

Zwangskorporationen für mit der Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit 

vereinbar ansehen. 

 

Anders als das Verwaltungsgericht Kassel in der angefochtenen Entscheidung meint, 

hat der EuGH in seinem Urteil vom 30.11.1995 (Az. C-55/94) nicht abschließend die 

Rechtsfragen zur Zulässigkeit von öffentlich-rechtlichen Zwangskorporationen 

beantwortet. Er hat vielmehr nur die Voraussetzungen aufgestellt, unter denen die 

Verpflichtung, einer Berufsorganisation beizutreten, europarechtskonform ist. 

Insbesondere ist damit nicht geklärt, ob die Zwangsmitgliedschaft in den Industrie- und 

Handelskammer diesen Anforderungen genügt. Dies betrifft insbesondere die vom 

EuGH aufgestellten Voraussetzungen, dass eine Zwangsmitgliedschaft nur aus 

zwingenden Gründen des Allgemeininteresses zulässig ist und sich die Verpflichtung 

auf das beschränkt, was zur Erreichung des Ziels erforderlich ist.  

 
 


